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Kann es sich eine demokratische Gesellschaft leisten, einen großen Teil ihrer Bevölkerung von einer ganzheitlichen gesellschaftlichen Partizipation auszuschließen? In der Bundesrepublik Deutschland leben gegenwärtig etwa 7 Millionen Ausländerinnen und Ausländer, die zu einem großen Teil schon sehr lange im Land leben, teilweise sogar hier geboren sind, in Ermangelung eines deutschen Passes jedoch am Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozess nicht in vollem Umfang beteiligt sind. Gelingende gesellschaftliche Integration setzt gleiche Teilhabechancen und die Möglichkeit gesellschaftlicher und politischer Partizipation all ihrer Mitglieder voraus. Einbürgerung muss somit als wichtiger Bestandteil des Integrationsprozesses verstanden werden. Daher muss es sowohl für politische Verantwortungsträger als auch für die Zivilgesellschaft von Interesse sein, die bisher vergleichsweise niedrigen Einbürgerungsquoten in Deutschland zu erhöhen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) hat im Jahr 2008 eine Umfrage zum Thema Einbürgerung durchgeführt. Ziel war es herauszufinden, welche Gesetze, Regelungen und Befindlichkeiten dazu führen, dass nicht mehr Menschen von der Einbürgerung Gebrauch machen. Die Befragung richtete sich nicht direkt an Zuwanderer, sondern an Beraterinnen und Berater von Migrationsdiensten der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege. 

Nach Aussagen der Beratenden ist Einbürgerung für viele Personen, die zu einer Beratung in die Migrationsdienste kommen, nicht in erster Linie eine Frage der emotionalen Hinwendung zu Deutschland, sondern hat im weitesten Sinne mit konkreten praktischen Vorteilen bzw. Notwendigkeiten zu tun, die mit dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit verbunden sind. Vorrangig geht es dabei um statusrechtliche Fragen, wie zum Beispiel erleichterte Reisemöglichkeiten. Beinahe ein Fünftel der Befragten nennen “bessere Perspektiven für die Kinder“ als ein zentrales Einbürgerungskriterium. Umgekehrt kann man daraus schließen, dass von Seiten der Zugewanderten die Befürchtung besteht, dass zu große Einbürgerungshindernisse auch die Zukunftschancen der Kinder schmälern.

In der Umfrage wurde auch nach den Gründen gefragt, die für die niedrigen Einbürgerungszahlen in Deutschland verantwortlich sind. Von den insgesamt 96 Mitarbeitenden in den Migrationsdiensten der BAGFW, die sich an der Befragung beteiligten, sehen fast alle die Prämisse der Vermeidung von Mehrstaatigkeit als größtes Einbürgerungshemmnis. Der Verlust der alten Staatsangehörigkeit gehe demnach oft mit persönlichen, materiellen und finanziellen Nachteilen einher.

Mehr als die Hälfte der Beraterinnen und Berater nennt als weiteres Einbürgerungshindernis die hohen Verfahrenskosten. Dabei wird nicht in erster Linie auf die hohen Kosten bei der Einbürgerung in Deutschland Bezug genommen, vielmehr auf die Kosten der Ausbürgerung und die teilweise entstehenden „inoffiziellen Kosten“, wie beispielsweise Bestechungsgelder. Das Einbürgerungsverfahren wurde auch aus anderen Gründen thematisiert. So wurde von mehr als der Hälfte der befragten Personen festgestellt, dass das Einbürgerungsverfahren zu komplex, zu aufwendig und zu langwierig sei. Ebenso war jeder zehnte befragte Experte der Ansicht, dass die Einbürgerungsbehörden nicht freundlich und entgegenkommend seien, was „einbürgerungswillige“ Zuwanderer abschreckt und einschüchtert. Ein weiterer oft genannter Aspekt ist auch ein Gefühl der Unerwünschtheit der Zuwanderer, ein Gefühl des Nichtdazugehörens. Immerhin ein Drittel sah die mangelnde Informationslage als einen der Gründe, welche die niedrigen Einbürgerungszahlen in Deutschland mit verursachen.

Einbürgerung wird in allen Ländern an bestimmte Bedingungen geknüpft. Diese Bedingungen dürfen aber nicht so ausgestaltet sein, dass Zuwanderer sie entweder nicht erreichen können oder nicht erreichen wollen und dadurch Einbürgerung faktisch verhindert wird. In Deutschland bestehen, im Vergleich zu anderen europäischen Ländern, sehr hohe Einbürgerungshürden und in der Konsequenz auch niedrige Einbürgerungsquoten. Obwohl die Bundesregierung öffentlich mit Kampagnen für Einbürgerung wirbt, werden gleichzeitig weitere Einbürgerungshemnisse, wie zuletzt die Einbürgerungstests, eingeführt. 

Um die Einbürgerungszahlen zu erhöhen ist es notwendig im rechtlichen, administrativen und gesellschaftlichen Bereich anzusetzen. Sei es durch Erleichterungen beim Erwerb der doppelten Staatsangehörigkeit, durch Verkürzungen des Einbürgerungsverfahrens oder durch die Sensibilisierung der deutschen Bevölkerung, dass Einbürgerung gewünscht wird mithin notwendige Voraussetzung für Partizipation darstellt.
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